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Geltung des Mindestlohngesetzes in Werkstätten für behinderte Menschen  

hier:  Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) an die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen (BAG 
WfbM) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Fachausschuss II hat sich in seinen Sitzungen mehrfach mit der Frage befasst, ob 
das Mindestlohngesetz auch für Beschäftigte in Werkstätten Anwendung findet. Dabei 
ist der Fachausschuss II zu dem Ergebnis gekommen, dass wegen des arbeitneh-
merähnlichen Rechtsverhältnisses das Mindestlohngesetz dort keine Anwendung fin-
det.  

Auf Anfrage der BAG WfbM hat sich das BMAS hierzu mit Schreiben vom 27.03.2015 
geäußert. Dieses Schreiben ist als Anlage beigefügt.  

Das BMAS bestätigt die Auffassung des Fachausschuss III und führt im Wesentlichen 
aus, dass der Mindestlohn für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gilt.  

Wer Arbeitnehmer ist, bestimme sich nach den allgemeinen Grundsätzen. Der gesetz-
liche Mindestlohn würde damit für die Beschäftigten in Werkstätten für behinderte 
Menschen regelmäßig nicht gelten, da diese typischerweise nicht in einem Arbeitsver-
hältnis sondern in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis zum Träger der 
Werkstatt stünden (§ 138 Abs. 1 SGB IX).  

Dies gelte auch, wenn die Beschäftigten ihre Arbeitsleistung bei der Ausführung von 
Aufträgen und Dienstleistungen für Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
erbringen, sowie in den Fällen, in denen sie auf ausgelagerten Arbeitsplätzen der 
Werkstatt in Unternehmen tätig sind.  
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Auch hier bliebe der Rechtsstatus des Menschen mit Behinderung gegenüber dem 
Träger der Werkstatt unverändert. 

 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Matthias Krömer 


